
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Zeitschrift für das Verwaltungs- und Rechnungswesen
der Gemeinden, Sparkassen, Stiftungen und sozialen

Versicherungen. 1914-1919
1915

9 (1.9.1915)



nd

83*

Ion

ten
ile

tien

—

V,.
—

—das Verwaltungs - u . Rechnungsweſen der Gemeinden ,

Sparkaſien, . und ſoziqlen Verſicherungen.
Erſcheint mor

Ar 9 Preis unter Kreuzba f

e die Geſchäftsſtelle bezogen 5

Inhalt : 1. Die Verwendung von Weiche
bung nud Sicherung der Gemeindeausſtände betr . 2. Die dritte Kriegsanleihe . Lahr .
auf Krankengeld ? Fortzahlung der Kran ikenve icherungsbeiträge in allen Fällen bis zum Tage
meldung . Die Vornahme eines Kaſſenf ſturzes bei dem Erheber für die Kranken - und J

beſen der Ortskrant
den Anſprüchen 0

D a8 8 kriegsverſorgung auch

und die An geſtelltenverſicherun⸗ig. Reick
Oe tigheim. Lahr .
dienſt eingetretenen Mat
ordnung in Ruſſiſch⸗Polen . Deutſche Zivilverwaltung in Belg
diſcher Helden . Urlaub in Baden während der Kriegszeit .
Metalle . Kriegschronik betr . Au
verein Ke Bezi Wlsruhe . Bez rksverein Wolfach . 10. Briefkaſten .

ee

Die heutige Nummer geht fämtlichen Ge⸗

meinden ohne Ausnahme als Werbenummer zu

und man bittet , die beiden Beilagen und die Ein⸗

ſendungen unter

7 . Bad . Landgemeindenverband
beſonders zu beachten .

⏑ 2 — Sοο —◻ —2 Y N¹ N
ATeiee

Allgemeine Gemeindeſachen .
Die Verwendung von Reichs⸗ und Staatsmitteln

für Kriegswohlfahrtspflege betr .

Auf den Erlaß vom 21 . Mai 1915 Nr. 21 492

hin ſind ſo zahl reiche Geſuche von Gemeinden um

Gewährung von Reichsbeihilfen bei uns eingekom

men , daß ſchon für die Monate Juni und Juli die

Geſuche nur in beſchränktem Umfang berückſichtigt

werden konnten ; bei Bemeſſung der Beihilfen mußte

ilweiſe erheblich unter ein Drittel des nachgewie

ſenen Aufwands für Kriegswohlfahrtspflege herab

gegangen werden , um mit den zur Verfügung ſte

den Reichsmitteln auszukommen . Vom 1. Au⸗

guſt ab werden vorerſt bis auf Weiteres für Beihil

fen an Gemeinden neben den Reichsmitteln Staats⸗

mittel im Betrage von monatlich 100 000 / zur

Verſügung ſtehen .

Dieſe Staatsmittel werden aber ebenſo wie die

Reichsmittel , auch wenn dieſe , wie vonſeiten der

Reichsleitung in der Budgetkommiſſion des Reichs⸗
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vorausſichtlich in beträchtl icher

Anſpruch genommen werden , daß

iſche Herſtellungsverbot für Baum

woll- und Wollſtoffe die Gefahr einer großen Ar⸗

beitsloſigkeit in der Textilinduſtrie in unmittelbare

Nähe gerückt iſt .

Der hierdurch notwendig werdenden Erwerbs⸗

loſenfürſorge müſſen die zur Verfügung ſtehenden

Reichs⸗ und Sanee ittel in erſter Reihe zugeführt
werden , da es ſich hier um beſondere Notſtände han

elt , von denen ha pift hlic kleinere wenig oder

gar nicht leiſtungsfähige Gemeinden betroffen wen

Soweit darüber hinaus die zur Verfügung ſte⸗

henden Reichs - und Staatsmittel ausreichen , wer

den auch künftighin die Beihilfegeſuche von Ge

meinden und Gemeindeverbänden nach Tunlichkeit

Berückſichtigung finden .

Um eine gerechte Verteilung der Mittel zu

ſichern , wird in der Folge eine beſondere ſorgfäl

tige Prüfung vorgenommen werden , ob die Aufwen

dungen der Gemeinden , für die teilweiſe Erſatz aus

Reichs⸗ und Staatsmitteln erbeten wird , auch wirk

lich als Aufwendungen gemeindlicher Kriegswohl⸗
fahrtspflege im Sinne der für die Verteilung der

Beihilfen maßgebenden Beſtimmungen des Bundes⸗

rats ſich darſtellen .

Es iſt deshalb künftig , ſoweit der Aufwand nicht

Zuſchläge zu den Familienunterſtützungen und Auf⸗

wendungen für Erwerbsloſenfürſorge , ſondern

Aufwendungen für ſonſtige Zwecke betrifft , der vor⸗



geſchriebenen Ueberſicht eine Entzifferung beizuge⸗

ben , aus der genau zu erſehen iſt , aus welchen Ein⸗

zelpoſten ſich dieſe Aufwendungen für ſonſtige

Zwecke zuſammenſetzen .
Tabei bemerken wir , daß als erſtattungsfähige

Aufwendungen für ſonſtige Zwecke in erſter Reihe

Mictsbeibilfen , dann Ausgaben für Kinderhorte

und Kinderſpeiſung , für Volksküchen , Lieferung von

Betleidungsſtücken , Lebensmitteln und Brennmate —

rialien , ſoweit ſie unentgeltlich erfolgen , und unter

Umſtänden auch für Zahlung von Krankenkaſſenbei⸗

trägen und Kriegsverſicherungsprämien an Kriegs

teilnehmer in Betracht kommen .

Nicht erſtattungsfähig ſind Ausgaben

für Liebesgaben an das Heer und die Marine , für

Verwundetenpflege und Lazarettzwecke , ſowie für

Hilfsbedürftige in anderen Landesteilen , z. B. in

Oſtpreußen und Elſaß⸗Lothringen .
Ebenſowenig können die durch den Krieg

verurſachten Mehrausgaben der Gemeinden an

Verwaltungskoſten , z. B. Ausgaben für

Beſoldung von Hilfsperſonal , oder die Ausgaben ,

die durch die Weiterbeſoldung von Beamten , Be —

dienſteten und Arbeitern während ihrer Kriegs⸗

dienſtzeit entſtehen , in Anrechnung gebracht werden .

Auch Unterſtützungen an Gemeindebeamte und

Bedienſtete können nicht als Aufwendungen ge —

meindlicher Kriegswohlfahrtspflege angeſehen wer —

den , die einem größeren Kreiſe der Gemeindeange

ſeſſenen zugute kommen .

Soweit Wohlfahrtseinrichtungen in demſelben

Umfang und zu demſelben Zwecke auch ſchon zu

Friedenszeiten beſtanden haben , kommt eine Erſtat⸗

tung für einen Teil ihres Aufwands während der

Kriegszeit nicht in Betracht .

Aufwendungen für Lebens - und Futtermittel —

verſorgung gegen Entgelt können nur inſoweit in

Anrechnung gebracht werden , als ein Verluſt da⸗

durch entſtanden iſt , daß die Gemeinde in gemein —

nütziger Betätigung die Waren unter dem Selbſt⸗

koſtenpreis abgibt
Der Aufwand für Notſtandsarbeiten darf nur

mit 20 vom Hundert als Aufwand für Kriegswohl⸗

fahrtspflege berechnet werden , da dies etwa dem

Betrag entſpricht , unter dem der wirtſchaftliche Ge —

genwert , der durch ſolche Arbeiten geſchaffen wird ,

hinter dem Geſamtaufwand zurückbleibt .

Gemeinden , die Mietbeihilfen in größe

rem Umfange gewähren , werden bei der Verteilung

der Staatsbeihilfen vorzugsweiſe berückſichtigt wer

den . Bei der Bereitſtellung von Staatsmitteln für

den Zweck der Unterſtützung von Gemeinden war

neben der Rückſicht auf die vorausſichtlich in größe —

rem Umfang gebotene Erwerbsloſenfürſorge auch

dieAbſicht maßgebend , die Gemeinden in den Stand

zu ſetzen , mehr als bisher Mietbeihilfen an die Fa⸗

milien der Kriegsteilnehmer zu gewähren . Eine

ſolche Maßnahme iſt auch als Hilfe für den ſchwer

bedrängten Hausbeſitzerſtand dringend geboten .

Wir erkennen gern an , daß auch ſeither ſchon in

zahlreichen Gemeinden dieſer Frage ernſte Aufmerk

ſamkeit zugewendet wurde . Fortgeſetzte Klagen aus

den Kreiſen der Hausbeſitzer laſſen aber erkennen ,

daß noch vielfach die Mieteingänge ſehr unregel

mäßig erfolgen und dadurch vielen Hausbeſitzern die

Aufbringung der Hypothekenzinſen ſehr erſchwert

iſt .

Beſonderer Wert wird von dem Verband ba —

diſcher Grund - und Hausbeſitzervereine , der ſich in

dieſer Angelegenheit neuerdings an die Staatsre⸗

gierung gewendet hat , darauf gelegt , daß die erfor

derlichen Vorkehrungen getroffen werden , damit die

bewilligten Unterſtützungen tatſächlich zur Zahlung

der Miete » erwendet werden . Dies wird ſich u. E.

am einfachſten dadurch erreichen laſſen , daß grund —

ſätzlich die Zahlung der beſonderen Mietbeihilfe nicht

an den unterſtützten Mieter , ſondern an den Ver⸗

mieter erfolgt . Wir werden die Gewährung beſon⸗

derer Unterſtützungen aus Staatsmitteln an Ge⸗

meinden , die Mietbeihilfen gewähren , zu dieſem

Zwecke davon abhängig machen , ob hiernach ver —

fahren wird .

Vielfach wird die Gewährung einer Mietbel⸗

hilfe an die Bedingung geknüpft , daß der Vermie⸗

ter einen teilweiſen Nachlaß der Miete bewilligt .

Die Stellung dieſer Bedingung kann zu Unbilligkei⸗

ten führen ; es iſt deshalb darauf Bedacht zu neh⸗

men , daß , wenn die Gemeinde eine ſolche Bedingung

glaubt ſtellen zu ſollen , im Einzelfall die Forderung

des Nachlaſſes nicht ohne ſorgfältige Prüfung der

einſchlägigen Verhältniſſe erfolgt , um Unbilligkeiten

zu vermeiden .

Soweit Mietbeihilfen nicht ſchon jetzt ausrei⸗

chend gewährt werden , veranlaſſen wir die Bezirks⸗
ämter ihren Einfluß auf die in Betracht kommen

den Gemeinden mit allem Nachdruck dahin geltend zu

machen , daß auch dieſe ſoziale Forderung überall

das gebührende Verſtändnis findet .

( Miniſterium des Innern vom 21 . 8. 15 Nr .

36 786 . )

Die Betreibung und Sicherung der Gemeindeaus⸗

ſtände betr .

Im Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1915 Seite

176 und folgende iſt die neue Betreibungsordnung

für die Gemeinden veröffentlicht , auf die wir beſon⸗
ders aufmerkſam machen . Von Aenderungen , welche

gargenüber der alten Verordnung vom 3. November

1881 eintreten , heben wir beſonders hevor : 1) Ueber

Zuſtellung von Forderungszetteln ſind in 8§8 — 6

eingehendere Vorſchriften gegeben . 2) Der Kreis



öffenlich⸗rechtlichen Forderungen , hinſichtlich
welcher nach nochmaliger Zahlungsaufforderung die

Zwangsvollſtreckung zuläſſig iſt , wird , wie ein Ver⸗

gleich des §S 10 der neuen Betreibungsordnung mit

§ 1 und 7 der Verordnung vom 3. November 1884

zeigt , weſentlich ausgedehnt . Es gehören hierher
jetzt namentlich auch die Gebuhren nach 8

meinde⸗Geb . ⸗Ordnung , einſchließlich der Gebühren
der Gemeindegrundbuchämter . 3) Die Mahnung
ſoll künftig mittelſt Mahnzettel erfolgen , ſofern nicht
die Gemeindebehörde anordnet , daß allgemein
mündlich zu mahnen iſt .

der

25 Ge⸗

Die Mahngebühren ſind nach den Forderungs⸗
beträgen abgeſtuft und entſprechend erhöht .

In den Städten der Städteordnung kann an
Stelle der beſonderen Mahnung an Zahlung von
Umlagen und Schulgelder eine öffentliche Zahlungs
aufforderung treten . Die Verſäumnis der Zahlung
innerhalb der in der Aufforderung geſetzten Zeit hat
die Verpflichtung zur Entrichtung einer Verſäum
nisgebühr in Höhe der Mahngebühr zur Folge .

Sollten dieſe Verſäumnisgebühren in der einen
oder anderen Stadt zu nieder erſcheinen , ſo bleibt

anheimgegeben , eine entſprechende Erhöhung in An⸗
regung zu bringen .

DiJ) DieZuſtändigkeit des Bürgermeiſters zur
Anordnung der Zwangsvollſtreckung in das beweg⸗
liche Vermögen insbeſondere wegen Forderungen
der in § 9 Ziffer 2 der Betreibungsordnung be⸗
zeichneten Art iſt erweitert worden .

5) Um Zwangsvoſtreckung in Forderungen
und andere Vermögensrechte hat der Bürgermeiſter ,
ſoweit er zur Anordnung der Zwangsvollſtreckung
in bewegliche Sachen zuſtändig wäre , das Amtsge⸗
richt ohne Vermittlung des Bezirksamts zu erſu⸗
chen .

Unter der gleichen Vorausſetzung erläßt der
Bürgermeiſter die zur Erwirkung einer Sicherungs⸗
hypothek erforderliche Vollſtreckungsverordnung.

6) Auf Grund der Aenderungen , welche durch
Ziffer 1 des Geſetzes vom 8. Juli 1914 am Geſetz
vom 12. April 1899 vorgenommen wurden , ſind in
den Städten der Städteordnung auch die Stadtrech⸗
ner zur Anordnung der Zwangsvollſtreckung in
gleicher Weiſe zuſtändig wie die Bürgermeiſter . Die
gleiche Zuſtändigkeit können die Miniſterien Rech⸗
nern der Gemeinden von mehr als 1000 Einwoh⸗
nern verleihen ( § 2 Abſ . 2 und 3 der V. O. vom 27 .
Januar 1900 in der Faſſung vom 11 . Mai 1915) .

Anträge auf Verleihung dieſer Zuſtändigkeit
ſind gegebenenfalls mit einer eingehenden Aeuße⸗
rung über die Vorbildung , Geſchäftsgewandtheit
und Zuverläſſigkeit des betr . Rechners vorzulegen .

7) Die §§ 28 bis 31 der Betreibungsordnung
enthalten gegenüber den §§ 15 bis 18 der Verord⸗

2nung vom 2. November 1884 Zuſätze , die mehr als

Anleitung für die Beſorgung des Betreibungswe⸗
ſens denn als Vorſchriften anzuſehen ſind .

Die Gemeinderechner ſind zu verſtändigen .
( Miniſterium des Innern vom 14. 7. 15

26 803 ) .
Nr .

2 . Sparkaſſenweſen .
Die dritte Kriegsanleihe .

Die dritte Kriegsanleihe unterſcheidet ſich von
der erſten und zweiten Kriegsanleihe weſentlich da⸗

durch , daß keine Schatzanweiſungen , ſondern nur

Reichsanleihe ausgegeben wird . Dieſe iſt ſeitens des

Reichs wieder bis 1924 unkündbar , zu 5 Prozent
verzinslich und wird zum Kurſe von 99 , für Schuld⸗
buchzeichnungen zu 89,80 aufgelegt . Der Zinſen⸗
lauf beginnt am 1. April 1916 . Fünf Prozent Stück
zinſen bis dahin werden bei der Zahlung zu Gun⸗

ſten des Zeichners verrechnet . Die Zinsſcheine ſind
am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres , der erſte
Zinsſchein am 1. Oktober 1916 fällig .

Auch dieſe Anleihe wird ohne Begrenzung aus⸗

gegeben , und es können daher alle Zeichner auf volle
Zuteilung der gezeichneten Beträge rechnen .

Die Zeichnungsfriſt beginnt am 4. und endet
am 22 . September . Die Zeichnungen können wie
der bei allen den Zeichnungs⸗ und Vermittlungs⸗
ſtellen angebracht werden , die bei der zweiten
Kriegsanleihe tätig waren ( Reichsbank und alle ihre
Zweiganſtalten , ſämtliche deutſche Banken und Ban⸗
kiers , öffentliche Sparkaſſen und ihre Verbände ,
Lebensverſicherungsgeſellſchaften und Kreditgenoſ⸗
ſenſchafteny ) . Die Poſt nimmt diesmal Zeichnungen
nicht nur an den kleinen Orten , ſondern überall am
Schalter entgegen .

Zahlungen können vom 30 . September an je
derzeit geleiſtet werden . Es müſſen gezahlt werden :

30 Prozent am 18 . Oktober ,
20 Prozent am 24 . November,
25 Prozent am 22 . Dezember 1915 und die

letzten
25 Prozent am 22 . Januar 1916 .

Die Beſtimmung , wonach die Zeichnungen von
1000 . — und darunter bis zum erſten Einzah⸗

lungstermin voll bezahlt werden müſſen , iſt wegge⸗
fallen ; auch den kleinen Zeichnern ſind diesmal
Teilzahlungen in runden , durch 100 teilbaren Be⸗
trägen geſtattet ; die Zahlung braucht erſt geleiſtet
zu werden , wenn die Summe der fällig werden⸗
denden Teilbeträge wenigſtens / 100 — beträgt .
Auf die Zeichnungen bei der Poſt iſt bis zum 18 .
Oktober Vollzahlung zu leiſten .

Die im Umlauf befindlichen unverzinslichen
Schatzanweiſungen des Reichs werden unter entſpre⸗

chender Diskontverrechnung in Zahlung genommen .



Um den bei allen Vermittlungsſtellen gleichzei⸗

tig hervorgetretenen Klagen über die langſame Lie

ferung der Stücke bei der zweiten Kriegsanleihe zu

begegnen , werden diesmal wieder Zwiſchenſcheine ,

aber nur zu den Stücken von / 1000 . — und mehr

und nur auf Antrag ausgegeben . Auch für die klei —

nen Stücke Zwiſchenſcheine auszugeben , iſt nicht

möglich , da die dadurch entſtehende Arbeit nicht be⸗

wältigt werden könnte . Die kleinen Stücke werden

aber zuerſt gedruckt werden und vorausſichtlich im

Januar zur Ausgabe gelangen .

Lahr . Der Sparkaſſenrechnerverein hielt hier

ſeine 10. Jahresverſammlung am letzten Sonntage

ab Den Vorſitz führte Leſer - Lahr , für die Stadt⸗

verwaltung war Oberbürgermeiſter Dr . Altfelix er⸗

ſchieren . Es wurde über die Vorkehrungen beraten ,

um den Einlegern bei der bevorſtehenden dritten

Kriegsanleihe in weitgehendem Maße entgegenzu

kommen , über die wünſchenswerte allgemeine Auf⸗

bewahrung der bei den Kaſſen gezeichneten Reichs

anleihen , über die einzuſchlagenden Wege zur un —

vermeidlichen Betreibung älterer Rückſtände , über

die weitere Sicherung von Bürgſchaftsdarlehen

durch Höchſtbetragshypotheken u. a.

Die von uns ſchon früher gemeldete Abſicht ,

hier eine allgemeine Volksküche einzurichten wird

jetzt Tatſache , da die bürgerlichen Kollegien ihre

Zuſtimmung zu dem Plane erklärten . Die Einrich⸗

tung ſoll in einem zum Pflug gehörigen ſtädtiſchen

Gebäude erfolgen und allen Bevölkerungskreiſen

zugängig ſein .

4 . Verſicherungsweſen .

Haben Kriegsteilnehmer Anſpruch auf Krankengeld ?

In dieſer wichtigen , ſchon vielfach erörterten

Frage hat das ſächſiſche Landesverſicherungsamt

eine grundſätzliche Entſcheidung gefällt . Das Ver

ſicherungsamt hatte die Allgemeine Ortskranken —

kaſſe für die Stadt Leipzig verpflichtet erachtet , dem

Pionier Sch . Krankengeld vom 11. September 1914

ab bis auf die weitere Dauer ſeiner Erwerbsloſig

keit zu gewähren , höchſtens aber auf 26 Wochen .

ſeiner Einberufung war Sch . verſicherungs

pflichtiges Mitglied der Kaſſe ; er hatte ſeine frei

willige Weiterverſicherung erklärt . Sch . wurde am

8. September am linken Unterarm verwundet ; er

wurde vom 9. September bis 3. November im Gar —

niſonslazarett R. verpflegt und dann mit Schonung

entlaſſen Die Kaſſe legte gegen die Entſcheidung

des Verſicherungsamtes Berufung ein . Sch . ſei

durch die Schußverletzung in ſeinen wirtſchaftlichen

Verhältniſſen nicht beeinträchtigt , weil Löhnung

und Angehörigenunterſtützung auch bei Dienſtunfä

hiakeit fortbezahlt würden und bis zur Beendigung

Vor

—

der Heilbehandlung Verpflegung auf Koſten der Mi —

litärverwaltung in den Lazaretten gewährt werde .

Da das Krankengeld grundſätzlich ein teilweiſer Er⸗

ſatz für entgangenen Arbeitsverdienſt ſei , ſo können

die im Kriege arbeitsunfähig gewordenen Sodaten

keine Geldrente fordern , weil die Einbuße des Ver⸗

dienſtes nicht durch Krankheit . ſondern mit dem

Eintritt in das Heer entſtanden ſei und auch die Ar

beitsfähigkeit als Krieger nach § 182 Abſ . 2 der R. ⸗

V. ⸗O. nicht verſichert ſei . Das Oberverſicherungs⸗

amt verwarf die Berufung . Nach der Rechtſpre

chung und der Auffaſſung der maßgebenden Kom⸗

mentare ſei in dem Falle , daß die Mitgliedſchaft

des Kriegsteilnehmers als Pflichtmitglied oder in

ſolge freiwilliger Weiterverſicherung fortbeſteht , ein

Anſpruch an die Ortskrankenkaſſe ſelbſtverſtändlich

auch bei Krankhei infolge einer Ver

wundung im Kriege gegeben . Denn der Anſpruch

auf Krankengeld ſetze nur Arbeitsunfähigkeit , nicht

einen tatſächlich eingetretenenen Erwerbsverluſt

voraus . Gleichfalls ſei nicht erforderlich , daß einem

Kranken tatſächlich ein Arbeitsverdienſt entgeht . Es

bleibe ſomit der Anſpruch eines Kriegsteilnehmers

auch dann erhalten , wenn der Verſicherte keine

Möglichkeit des Erwerbes hat . Zur Herbeiführung

einer grundſätzlichen Entſcheidung legte die Kaſſe

Reviſion ein . Das Landesverſicherungsamt hat die

Reviſion jedoch ebenfalls verworfen . § 313 der R. ⸗

VO . habe auch auf den Kriegsfall Anwendung zu

erleiden . Wenn jemand verwundet werde , auch im

Auslande , alſo in Belgien , Frankreich uſw . , und er

habe ſich freiwillig weiter verſichert , ſo ſei er im

Falle einer Verwundung für die Dauer ſeiner Er⸗

werbsunfähigkeit zum Bezuge von Krankengeld be⸗

rechtigt . Es handle ſich um die erſte grundſätzliche

Entſcheidung dieſer Art .

oder Tod

Fortzahlung der Krankenverſicherungsbeiträge in

allen Fällen bis zum Tage der vorſchriftsmäßigen
Abmeldung .

Nach § 397 der Reichsverſicherungsordnung ſind

die Krankenverſicherungsbeiträge bis zur vorſchrifts

mäßigen Abmeldung fortzuzahlen . Dieſe Beſtim⸗

mung ſtellt eine Ordnungsvorſchrift dar , ohne die

den Krankenkaſſen eine geordnete Geſchäftsführung

nicht möglich wäre . Für die Arbeitgeber iſt ſie aber

auch im gewiſſen Sinne eine Strafbeſtimmung , da

ſie in allen Fällen , in denen die rechtzeitige Abmel

dung unterlaſſen wurde , die Beiträge weiter zu zah

len haben , und zwar ohne Rückiicht darauf , daß für

das betreffende Mitglied auch von dem nachfolgen —

den Arbeitgeber ebenfalls die Beiträge erhoben

werden . Auch für einen Verſtorbenen ſind die Bei⸗

träge bis zur vorſchriftsmäßigen Abmeldung weiter⸗

zuzahlen . Das Reichsverſicherungsamt hat nun un⸗

term 9. Januar ds . Is . in einer grundſätzlichen



Entſcheidung beſtimmt , daß die Krankenverſiche —

rungsbeiträge nicht nur in den Fällen , in denen eine

verſpätete Abmeldung vorliegt , ſondern in allen

Fällen bis zum Tage der Abmeldung zu zahlen ſind .
Der Arbeitegeber muß alſo auch dann , wenn

er die Abmeldung innerhalb der im Geſetz vor —

geſchriebenen Ztägigen Friſt vollzieht , die

Beiträge über den Arbeitstag hinaus bis zum

Tage der Abmeldung zahlen . Werden die Beiträge
von der Kaſſe tageweiſe berechnet und erhoben , ſo

handelt es ſich bei der Abmeldung innerhalb der ge⸗

ſetzlichen Meldefriſt nur um kleine Beiträge . Anders

aber verhält es ſich bei den Kaſſen , welche die Bei⸗

träge ſtets für volle Wochen berechnen . Dieſe ſind

dann , um ein Beiſpiel anzuführen , gehalten , wenn

der Austritt des Verſicherten Samstags erfolgt , die

Abmeldung aber , wie es in den meiſten Fällen wohl

geſchehen , erzit Montags vorgenommen wird , von

dem Arbeitgeber noch einen vollen Wochenbeitrag
zu erheben . Bei hochentlohnten Verſicherten und

bei einem großen Wechſel derſelben kann daher die

vom Reichsverſicherungsamt erlaſſene Entſcheidung
die Arbeitgeber erheblich belaſten .

Die Vornahme eines Kaſſenſturzes bei dem Erheber
für die Kranken⸗ und Invalidenverſicherung in H

betr .

Nach nochmaliger Prüfung der Angelegenheit
erſcheint es uns außer Zweifel , daß die durch den

Sturz der Kaſſe für die Kranken - und Invaliden⸗

verſicherung erwachſenen Koſten im Hinblick auf die

Beſtimmungen der §8s 31 und 59 der Reichsverſiche⸗

rungsordnung auf die Staatskaſſe zu übernehmen

ſind .

Von der Rückerhebung der in Frage ſtehenden

Koſten von 5 . 10 % bei der allgemeinen Ortskran⸗

kenkaſſe für den Bezirk W. iſt daher abzuſehen .

( Erlaß Gr . Verwaltungshof vom 4. 8. 15 Nr .

5 389 . )

—

Das Rechnungsweſen der Ortskrankenkaſſe W. betr .

Die Laſtſchriftzettel des Poſtſcheckamts über die

im Poſtſcheckverkehr bewirkten Zahlungen können

die Quittung des Zahlungsempfängers nur dann er⸗

ſetzen , wenn in denſelben auch Name und Wohnort
des Empfängers angegeben iſt . Derartige Laſtſchrift⸗
zettel , die vom Kontoinhaber ſelbſt auszufüllen und

mit der Ueberweiſung oder dem Scheck an das Poſt⸗

ſcheckamt einzuzahlen ſind , werden von Letzterem auf

Wunſch erteilt . Wir verweiſen auf 8 6 Abſ . 6 der

Poſtſcheckordnuung vom 22 . Man 1914 ( eichsgeſetz⸗
blatt Seite 131 ) und geben entſprechende Anord⸗

nung anheim . Dabei wird der Ortskrankenkaſſe auf⸗

zugeben ſein , für größere Zahlungen ( etwa 800 ‚

jeweils beſondere Quittung des Empfängers einzu⸗
holen ; in dieſen Fällen würde dann die Erhebung
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eines Laſtſchriftzettels in der oben bezeichneten

Form nicht nötig fallen .

( Miniſterium des Innern vom 17 . 8. 15 Nr .

35 190 . )

in W. Bei der Wiederauf⸗

nahme der Feldzugsteilnehmer in die Krankenkaſſe

ſind 2 Fälle zu unterſcheiden.
Solche Perſonen , welche ſich beim Heeresein

tritt aufrgund von § 313 der Reichs - verſ . ⸗Ordnung
fortverſichert haben , aber aufgrund von

§ 314 RVO . wegen zweimaliger Nichtentrichtung
der Beiträge geſtrichen werden mußten , ſind auf

Antrag innerhalb 6 Wochen nach ihrer Rückkehr
von derjenigen Kaſſe wieder aufzunehmen , die die

Streichung vornehmen mußte .
Bei Kriegsteilnehmern aber , die beim Eintritt

ins Heer ſich — fortverſicherten , obwohl ſie nach

§ 313 RVO . das Recht dazu gehabt hätten , kann
die Kaſſe die Nufnahre von der Vorlegung eines

ärztlichen Geſundheitszeugniſſes abhängig machen

( ähnlich wie dies §S 176 der RVO . vorſieht ) .
Nachſicht iſt in beiden Fällen zu empfehlen

Haben Kriegsteilnehmer bezw . ihre Hinterbliebenen

außer den Anſprüchen auf Kriegsverſorgung auch

noch ſolche auf Invaliden⸗ , Hinterbliebenenverſor⸗

gung uſw . ?

In weiten Kreiſen des Volkes iſt man ſich noch

immer nicht klar darüber , ob die Kriegsteilnehmer
und ihre Hinterbliebenen , welche auf grund des

Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes Bezüge erhalten ,

auch noch Anſprüche gegen die Alters⸗ und Inva⸗
lidenverſicherung haben . Das Reichsverſicherungs⸗
amt weiſt daher in einem neuen Beſcheide aus⸗

drücklich darauf hin , daß die Leiſtungen der reichs⸗

geſetzlichen Invaliden - und Hinterbliebenenverſiche⸗

rung durch etwaige Bezüge aufgrund des Militär⸗

hinterbliebenengeſetzes unberührt bleiben .

Die Rechtslage iſt in dieſer Hinſicht ſo klar , daß eine

gegenteilige Anſicht kaum aufgeſtellt werden kann .

Die in den beteiligten Kreiſen trotzdem beſtehenden
Zweifel erklären ſich vermutlich daraus , daß nach

§ 48 Abſ . 1 Nr . 2 des alten Invalidenverſicherungs⸗
geſetzes Invaliden - und Altersrenten allerdings
beim Zuſammentreffen mit Penſionen , Wartegel⸗
dern und ähnlichen Bezügen , wozu auch die auf⸗

grund der militäriſchen Fürſorgegeſetze gewährten
Leiſtungen gehören , unter gewiſſen Vorausſetzun⸗

gen ganz oder teilweiſe ruhten . Dieſe Vorſchrift iſt

jedoch von der Reichsverſicherungsordnung als der

inneren Berechtigung entbehrend , nicht über —

nommen worden . Die Verſorgungsanſprüche der

Kriegsteilnehmer und ihrer Hinterbliebenen auf

grund der militäriſchen Fürſorgegeſetze gehören
auch nicht etwa zu den Schadenserſatzanſprüchen , die

nach § 1542 der Reichsverſicherungsordnung auf

den Verſicherungsträger in Höhe ſeiner geſetzlichen
Leiſtungen übergehen , wie das Reichsverſicherungs⸗

—
—
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amt bereits ausgeſprochen hat . Hiernach ſtehen dem

gleichzeitigen unverkürzten Genuß der Bezüge auf⸗

grund der Reichsverſicherungsordnung und der mi —

litäriſchen Fürſorgegeſetze durch die Kriegsteilneh

mer und ihre Hinterbliebenen keinerlei Hinderniſſe

entgegen . Reichsverſicherungsamt II . 1515/15 . )

Invalidenverſicherungspflicht bei oorübergehender

Lohnarbeit während des Krieges .

Man ſchreibt von unterrichteter Seite : Infolge

der durch den Krieg geſchaffenen Veränderungen in

Gewerbe , Handel und Induſtrie ſind vielfach bis —

her ſelbſtändige Handwerker und Gewerbetreibende

für die Dauer des Krieges zur unſelbſtändigen

Lohnarbeit übergegangen , um als Arbeiter , Gehil

fen oder Angeſtellte ihren Lebensunterhalt zu er

werben . In den beteiligten Kreiſen beſtehen nun

vielfach Zweifel darüber , ob derartige Perſonen der

Invalidenverſicherungspflicht unterworfen ſind

oder ob die Veſtimmungen über Befreiung vorüber —

gebender Dienſtleiſtungen von der Verſicherungs

pflicht §S 1239 RVoO . Anwendung finden können .

Das Kaiſerliche Reichsverſicherugsamt in Berlin

hat nunmehr in einer grundſätzlichen Entſcheidung

vom 18 . Mai 1915 ( amtliche Nachrichten des Reichs

verſicherungsamts 1915 Seite 560 Nr . 2040 ) aus

geſprochen , daß Perſonen , die vor dem Krieg ſelb

ſtändig waren und die erſt infolge der durch den

Krieg veränderten Verhältniſſe eine nach dem 4.

Buche der Reichsverſicherungsordnung an und für

ſich verſicherungspflichtige Beſchäftigung übernom —

men haben , verſicherungspflichtig ſind .

Invalidenverſicherung betr .

Wenn in der Familie eines abweſenden , der

Invalidenverſicherung angehörigen Kriegsteilneh

mers durch eine mit Arbeitsunfähigkeit verbundene

Krankheit der Frau oder der Kinder Not eintritt

und die erkrankte Frau oder das Kind einer Kran

kenkaſſe nicht angehören , ſo wird Unterſtützung für

Arzt und Apotheke gewährt und zwar auf Grund

der Beſtimmungen der Landesverſicherungsanſtalt

Baden in Karlsruhe vom 1. Februar 1915 . Dies —

bezügliche Anträge ſind bei der Gemeindebehörde

einzureichen , welche das weitere veranlaſſen muß .

Der Krieg und die Angeſtelltenverſicherung .

Der „ Reichsanzeiger “ veröffentlicht eine Ver

5ordnung des Bundesrates betreffend Angeſtellten

verſicherung während des Krieges . Dieſe beſtimmt ,

daß die Zeiten , in denen der Verſicherte im gegen

wärtigen Kriege im Deutſchen Reiche oder in der

öſterreichiſch - ungariſchen Monarchie Kriegs, , Sani

täts⸗ oder ähnliche Dienſte geleiſtet hat , auf die

Wartezeiten und bei der Berechnung der Verſiche

rungsleiſtungen an Ruhegehalt und Hinterbliebe —
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nenrenten als Beitragszeiten angerechnet werden ,

ohne daß Beiträge entrichtet werden . Sie ordnet

die Rechte und Pflichten derer , die durch den Krieg

an einer ordnungsmäßigen Beitragsleiſtung oder

an einer Beitragsleiſtung in der früheren Höhe be⸗

hindert ſind .

Reichswochenhilfſe .

Der Ausſchuß für Mütter - und Säuglingsfür⸗

ſorge des Zentralkomitees vom Roten Kreuz hat an

das Reichsamt des Innern eine Anfvage betreffs

Verwendung der in der Bundesratsbeſtimmung

über die Reichswochenhilfe vorgeſehenen 25 / Ent —

bindungskoſten gerichtet und das Reichsamt des In

nern hat folgende Antwort erteilt : „ Die Bundes⸗

ratsverordnungen über die Reichswochenhilfe ſind

zugunſten der beteiligten Wöchnerinnen erlaſſen

worden , verfolgen aber nicht den Zweck, den Heb —

ammen erhöhte Einnahmen zu beſchaffen . Der

Pauſchalbetrag von 25 / iſt ein Beitrag zu den

Koſten der Entbindung überhaupt , iſt alſo nicht al —

lein für die Hebammen , ſondern auch für den Arzt ,

etwaige Arznei , notwendige beſondere Stärkungs

mittel und dergleichen beſtimmt . Wenn es einer —

ſeits nicht zu billigen iſt , daß Wöchnerinnen den

Reichsbeitrag zu anderen Zwecken verwenden , ſtatt

die Hebamme für ihre Bemühungen daraus zu ent

lohnen , iſt es andererſeits ebenſo unberechtigt ,

wenn Hebammen jene Fürſorgeinrichtung des Rei

zu einer Erhöhung ihrer Forderungen an die

Wöchnerinnen zu mißbrauchen ſuchen . “

ſo

0 E5

6 . Sonſtiges .

Heidelberg . In einer kürzlichen Bürgeraus

ſchußſitzung erſtattete der Vorſitzende Oberbürger⸗

meiſter Prof . Dr . Walz vor Eintritt in die Tages⸗

ordnung einen zuſammenfaſſenden Bericht über die

Grundſätze und bisherigen Maßnahmen der Stadt⸗

verwaltung in der Frage der kommunalen Le⸗

bensmittelfürſorge . Der Redner vertrat die Auffaſ —

ſung , daß die Gemeinde nur ausnahmsweiſe als

Käufer bezw . Verkäufer auftreten ſoll und daß es

ihre hauptſächliche Aufgabe iſt , ausgleichend und

preisregulierend zu wirken . Die Konkurrenz der

Städte auf Lebensmittelmarkt habe vielfach

großes Unheil geſtiftet . Die Stadt Heidelberg kaufte

bisher 8500 Zentner Kartoffeln , 34378 Zentner

Mehl , ferner Kartoffelmehl , Fett , Fleiſchkonſerven ,

Eier , Zucker , Teigwaren ; der Geſamtwert der An

ſchaffungen beläuft ſich auf 936 428 // . , . An Ver⸗

waltungsmaßnahmen der Stadt ſind zu nennen :

Feſtſetzung des Höchſtpreiſes für Milch auf 26 Pfg . ,

Einſchränkung des Händlerverkehrs auf den Märk⸗

ten , Feſtſetzung täglicher Preisvorſchläge auf den

Märkten , Verordnung betr . Aushängung von

dem



Preisverzeichniſſen der wichtigſten Lebensmittel in

den Läden .

Die Stadt Ettlingen iſt der Lebensmittelein⸗

kaufsgeſellſchaft der mittelbadiſchen Städte mit ei⸗

nem Anteil von 6000 %/ beigetreten . Die zum Ein⸗

kauf kommenden Waren ſollen an die Geſchäfte zum

Weiterverkauf abgegeben werden , wobei die Stadt

den Verkaufspreis beſtimmt . Von Sparkaſſenüber⸗
ſchüſſen ſind der Kriegsfürſorge 7500 Mark zuge⸗
wieſen worden .

Weinheim iſt der Einkaufsgemeinſchaft ſüd⸗

weſtdeutſcher Städte ( Sitz Mannheim ) mit einem

Anteil von 5000 „ / beigetreten .

Karlsruhe . Die Großh . Staatsſchuldenverwal⸗

tung gibt bekannt : Eine planmäßige Ausloſung der

Schuldverſchreibungen des 3prozentigen Eiſen⸗

bahn⸗Anlehens von 1902 hat im laufenden Jahre

zu unterbleiben , weil die auf 1. April 1916 zur

Heimzahlung erforderliche Anzahl von Schuldver —

ſchreibungen im Geſamtbetrage von 378 000 Mark

durch freihändigen Rückkauf erworben worden iſt .

Durlach . Der Kommunalverband Durlach⸗
Land trat in die Selbſtbewirtſchaftung ſeiner dies⸗

jährigen Brotgetreideernte , die ihm auf Antrag des

Verbandsausſchuſſes vom Miniſterium des Innern
geſtattet worden iſt , ein . Die Selbſtwirtſchaft hat

gegenüber der bisherigen Verſorgung mit dem dem

Kommunalverband von der Kriegsgetreide - Geſell⸗
ſchaft zugewieſenen Mehl den großen Vorteil , daß
das Brotgetreide im Bezirk des Kommunalverban⸗

des verbleibt und hier für die veſorgungsberechtigte
Einwohnerſchaft ausgemahlen wird und daß der

Kommunalverband die beim Ausmahlen ſich erge —

bende Kleie den Verbandsgemeinden zuweiſen kann ,

während bisher Kleie nicht mehr erhältlich war .

Einen weiteren Vorteil wird die Selbſtwirtſchaft
des Kommunalverbandes der verſorgungsberechtig —
ten Einwohnerſchaft noch dadurch bieten , daß vor⸗

ausſichtlich vom 1. September ab , wenn der Ver⸗

band bis dahin eigenes Mehl ausgegeben haben
wird , eine Ermäßigung der Mehl - und Brotpreiſe
eintreten kann .

Offenburg . Reichstagsabgeordneter Profeſſor
Dr . Wirth hielt bei einem vaterländiſchen Abend

eine Anſprache , in der er zum Schluſſe ausführte ,
daß wir vor einer entſcheidenden Aenderung der

inneren Politik ſtehen . Ueberall gelte das Wort des

Reichskanzlers , daß wir uns von Sentimentalität

freimachen müſſen . Hintanſetzen müſſe das deutſche
Volt auch allen kleinlichen Sinn , alle , wenn auch

begreiflichen und begründeten perſönlichen Klagen
über Unvollkommenheiten . Der Geiſt des Opfers
müſſe noch größer werden als bisher . Beſchwerden
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über Mißſtände und Fehler , die menſchlich begreif —

lich ſind , werde nach Kräften abgeholfen . Nur das

eine Ziel ſei feſtzuhalten , das einzige Ja und Amen :

das deutſche Volk muß durchhalten bis zum Siege
über eine Welt von Feinden .

Oetigheim bei Raſtatt . Wie in Malſch , ſo ha⸗

ben auch hier am vergangenen Sonntag früh auf

ergangene Aufforderung hin die noch anweſenden

erwachſenen männlichen Perſonen das Oehmd für

die Frauen der im Felde ſtehenden Männer ge⸗

mäht . Kein Mann und kein Burſche hat ſich dabei

ausgeſchloſſen .

Lahr . In gemeinſamer Beratung mit dem

Stadtverordnetenvorſtand hat der Stadtrat be —

ſchloſſen , denjenigen Hauseigentümern , deren Mie⸗

ter zum Heeresdienſt eingezogen ſind und für welche

infolge Dürftigteit von ſeiten der Stadtverwaltung
eine Mietzinsbeihilfe gewährt wird , zu empfehlen ,
den Reſtbetrag des Mietzinſes im Wege gütlicher

Vereinbarung nachzulaſſen .

Lahr . Während in früheren Jahren der Obſt

ertrag im Stadtparte verſteigert wurde , wird in

dieſem Jahre das gewonnene Obſt auf dem Wochen
markte im Kleinverkauf abgegeben werden und

zwar Bühler Frühzwetſchgen , Mirabellen , Birnen
und Aepfel . Ferner wird die Stadtverwaltung
Kartoffeln abgeben , den Viertelzentner zu 2 Mark
und Eier das Stück zu 11 Pfg .

Singen . Dem Beiſpiel der Großſtädte folgend ,
haben ſich die oberbadiſchen Städte Hornberg , Tri⸗

berg , St . Georgen , Villingen , Donaueſchingen , En —

gen , Singen , Radolfzell , Ueberlingen , Meßkirch ,
Stockach , Pfullendorf auf Grund einer in Singen
abgehaltenen Beratung der Bürgermeiſter zu einem

Verband zuſammengeſchloſſen zwecks gemeinſchaftli
cher Erledigung aller den Ankauf von Lebensmit⸗

teln betreffenden Fragen und gemeinſchaftlicher
Ankauf von Lebensmitteln . Die Leitung des Ver⸗

bandes wurde dem Bürgermeiſteramt Singen über⸗

tragen .

Rheinfelden . Der Gemeinderat ordnete zur

Vertilgung der Obſtbaumſchädlinge die Anbringung
von Fanggürteln an . Die Klebgürtel werden von
der Gemeinde beſchafft und unentgeltlich an die

Obſtbaumzüchter abgegeben .

Eine zeitgemäße Anordnung .
Der Oberbürgermeiſter der Stadt Caſſel hat

an ſämtliche ſtädtiſche Dienſtſtellen folgende Verfü⸗

gung erlaſſen , die im Hinblick auf die Zeitverhält⸗
niſſe beſondere Beachtung verdient : „ Es kommt

häufig vor , daß Soldaten aus dem Felde Anfragen ,
die ihre Familie , ihr Vermögen u. a. für ſie bedeu⸗
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tungsvolle Gegenſtände betreffen , an die ſtädtiſche

Verwaltung richten . Solche Anfragen ſind nicht in

der ſonſt vielfach üblichen kurzen Form , ſondern

eingehend und liebevoll zu beantworten , ſodaß der

Anfrager ſo genau wie möglich über das Verfahren

der ſtädtiſchen Verwaltung , ſowie über die Gründe

und Ziele dieſes Verfahrens Auskunft erhält . Es

iſt dabei zu bedenken , daß der Krieger im Felde

nicht wie ein anderer in der Lage iſt , ſich durch

mündliche Rückſprache die ſchriftliche Auskunft

näher ergänzen zu laſſen , ſondern , daß er

einen Anſpruch darauf hat , aus der Antwort

volle Klarheit darüber zu erlangen , daß die Stadt

verwaltung in ſeiner Abweſenheit ſeine Intereſſen

nach beſten Kräften berückſichtigt . Solche genaue

Beſcheidung iſt umſomehr erforderlich , als die Krie⸗

ger nach unſeren Erfahrungen nicht ſelten von ih —

ren Frauen , wenn dieſe an ſie neu herantretenden

Aufgaben nicht voll gewachſen ſind , oder unter der

durch die Trennung hervorgerufenen ſeeliſchen Er —

regung leiden , unklar und ungünſtig über die hei⸗

miſchen Verhältniſſe unterrichtet werden . Solche

Nachrichten müſſen durch die ſtädtiſchen Mitteilun⸗

gen klar gelegt werden , damit erreicht wird , daß

nicht die Frau aus der Heimat ungünſtig auf die

Stimmung des im Felde ſtehenden Mannes ein —

wirkt , ſondern umgekehrt , der Mann aus dem Felde

günſtig auf die Stimmung der ratloſen Frau

Die Unterſtützung von Familien der in den Heeres⸗

dienſt eingetretenen Mannſchaften betr .

Die Familienunterſtützung iſt nach Anſicht des

Reichsamts des Innern auch den Angehörigen ſol

cher Mannſchaften zu gewähren , die ſeinerzeit von

erwerbsunfähigen Eltern reklamiert worden ſind
und im Falle einer Entſcheidung zurückgeſtellt wor —

den wären , wenn ihre Zurückſtellung nicht ſchon we

gen körperlicher Fehler erfolgt wäre .

Die Beſtimmung unter Ziffer 8 der Zuſammen —

ſtellung vom 20 . 5. 1915 bezieht ſich nicht auf Kapi⸗

tulanten , da für dieſe durch die Kriegsbeſoldungs

vorſchrift Vorſorge getroffen iſt .

Di ie da und dort zu Tage getretene Auffaſſung ,

als wären die unter Ziffer 7 und Ziffer 8 der Zu

ſammenſtellung aufgeführten Gruppen Unterpoſitio

nen der unter Ziffer 6öaufgeführten Gruppe , iſt un

zutreffend . Ziffer 6 bezieht ſich ausſchließlich auf

Mannſchaften , die während des Krieges ihre zwei
oder dreifährige Dienſtplicht vollendet haben ,

während Ziffer 7 und Ziffer 8 ſolche aktiilen Mann⸗

ſchaften zum Gegenſtande haben , die ſich noch in der

Erfüllung ihrer zwei - bezw . dreijährigen Dienſtzeit

befinden .

σ
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Während bezüglich der unter Ziffer 6 aufge

führten Mannſchaften die Unterſtützungen gemäß A

am angegebenen Orte gewährt werden , ſind bezüg

lich der Mannſchaften unter Ziffer 7 und 8die be —

ſchränkten Leiſtungen gemüß Buund C am angege⸗

benen Orte vorgeſehen .

Für die unterſtützungsberechtigten in die Ehe

eingebrachten unehelichen Kinder der Ehefrau iſt

die Familienunterſtützung nach dem Tode des Ehe

mannes gemäß § 10 des Geſetzes vom 28 . Februar

1884 , 4. Auguſt 1914 , da eine Hinterbliebenenfür

ſorge für ſie nicht eintritt , ſo lange zu gewähren , bis

die Formation , der der Verſtorbene angehört hat ,

auf den Friedensfuß zurückgefüht oder aufgelöſt iſt

( Gr . Miniſterium des Innern vom 23 . 8. 15

Nr . 36 439 . )

Großh . Miniſterium des Innern hat im Ein⸗

verſtändnis mit dem Reichsamt des Innern be⸗

ſtimmt , daß vom 1. Mai 1915 ab auch die erwerbs⸗

unfähigen Eltern und Großeltern derjenigen akti⸗

ven Mannſchaften zu unterſtützen ſind , die in Frie⸗

denszeiten als deren einzige Ernährer gemäß

§ 32 , 2 a der Wehrordnung zurückgeſtellt worden

wären , die aber wegen des Krieges und mit Rück⸗

ſicht auf § 99 , 1 a. a. O. nicht reklamiert worden

ſind .

Dieſe Vorausſetzung für die Unter⸗

ſtützungsbewilligſgung muß in jedem Einzelfalle

von dem Zivilvorſitzenden der zuſtändigen
Erſatzkommiſſion anerkannt ſein .

Weitere Vorausſetzung iſt , daß die betreffenden

Mannſchaften ihren erwerbsunfähigen Eltern oder

Großeltern tatſächliche Unterſtützung gewährt haben .

Auf die allgemeinen Grundſätze ( Zeitſchrift fürs

Rechnngsweſen 1915 Seite 90 ) wird verwieſen .

(AEs iſt bei uns Klage darüber geführt worden ,

z die in §S 1 der Verordnung vom 13 . Auguſt

14 ( Geſetzes - und Verordnungsblatt Seite 300 )

vorgeſehene Vorprüfung der Geſuche um Gewäh⸗

rung von Familienunterſtützung durch die Gemein⸗

debehörden ( oder die von ihnen eingeſetzten Kom⸗

miſſionen ) teilweiſe überhaupt nicht oder nur ſehr

mangelhaft ſtattfinde . Die Gemeinderäte ſind auf

ihre Verpflichtung , vor Abgabe eines Geſuchs an

den Lieferungsverband eine gewiſſenhafte Prüfung
der einſchlägigen Verhältniſſe eintreten zu laſſen ,

hinzuweiſen , da ohne eine ſolche Prüfung durch ein

mit den Erwerbs - und Familienverhältniſſen der

Beteiligten am meiſten vertrautes örtliches Organ

ſich Unbilligkeiten in der Beurteilung der Bedürf⸗

tigkeitsfrage nicht vermeiden laſſen . In größeren

—DA
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Gemeinden wird ſich , ſoweit nicht ſchon geſchehen ,
die Bildung beſonderer Kommiſſionen , wie ſie die

erwähnte Verordnung , ſowie die landesherrliche
Verordnung vom 12 . Auguſt 1914 vorſieht , zur Vor⸗

prüfung der Geſuche empfehlen ( vergl . Erlaß vom

13. Auguſt 1914 Nr . 39 809 , Ziffer 3) . In Fällen ,
in denen die Bedürftigkeit verneint wird , iſt die

Stellungnahme der Gemeindebehörde jeweils beſon⸗
ders zu begründen . Dasſelbe gilt , wenn bei anſchei⸗
nend günſtigen Verhältniſſen die Bedürftigkeit aus

beſonderen Erwägungen bejaht wird .

( Miniſterium des Innern vom 11 . 8.

35 404 . )

15 Nr .

Es iſt die Wahrnehmung gemacht worden , daß

Veränderungen in den Verhältniſſen der Unterſtütz —

ten dem Bezirksamt nicht angezeigt werden . Wir

machen daher nochmals auf die Beſtimmungen in

§ 8 der Verordnung obigen Betreffs vom 13 . Au⸗

guſt 1914 ( Geſ . ⸗Bl . Seite 308 ) aufmerkam .

An ſolchen Aenderungen können in Betracht

kommen :

a ) die Entlaſſung des Einberufenen ;

b) der Tod Unterſtützungsberechtigter ;

c) die Geburt von Kindern ;

d) die Erreichung des 15 . Lebensjahres bei un⸗

terſtützten Kindern , für die ein Unterhaltungsbe —
dürfnis nicht mehr vorliegt ;

e) ſonſtige Aenderungen in den Geſchäftsbe⸗
triebs - , Arbeits - , Vermögensverhältniſſen ꝛc. , die

eine Ermäßigung , Erhöhung oder Einſtellung der

Unterſtützung begründen .

Bei nächſter Auszahlung der Unterſtützung ha⸗
ben die Rechner in obiger Richtung genaue Feſt⸗
ſtellungen zu machen und entſprechende Vorlage im

Sinne obiger Verordnungsbeſtimmungen zu veran⸗

laſſen . Die zu begründenden Anträge werden

zweckmäßig ſofern tunlich der Rückſeite des

betr . Geſuchs beigefügt . Bei dieſem Anlaß heben
wir nochmals hervor , daß Unterſtützungsberechtigte
nur von einem Einberufenen Unterſtützungsan⸗
ſprüche ableiten können und das Reich nur ein⸗

mal den geſetzlichen Betrag übernimmt . Verſe⸗

hentlich etwa mehrfach eingereichte Geſuche für die⸗

ſelben Perſonen müßten unter Darlegung der Ver⸗

hältniſſe zwecks Erlaſſung der Einſtellungsverfü⸗
gung vorgelegt werden .

( Bezirksamt N. N. vom 30 . 8. 15 . )

Nach § 32, . 2 der K. Beſoldungs - Verordnung
kann den Angehörigen Kriegsgefangener oder Ver⸗
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mißter die ganze Löhnung der letzteren oder ein

Teil von ihr bewilligt werden , beſonders wenn ihr

Unterhalt daraus beſtritten werden ſoll .

Es ſcheinen bei den Lieferungsverbänden für

Familienunterſtützung Zweifel zu beſtehen , ob letz
tere neben der alſo bewilligten Löhnung noch ge —

zahlt werden darf . Das Kriegsminiſterium möchte

dieſe Frage ganz entſchieden bejahen , ausgehend von

dem Grundſatz , daß für die Zahlung der Familien⸗
Unterſtützung die Bedürftigkeit entſcheidend iſt .

Dieſe wird ſich zweifellos von dem Augenblick an er —

höhen , in dem der Ernährer kriegsgefangen wird ,

keine Erſparniſſe mehr nach Hauſe ſchicken kann , im

Gegenteil ſelbſt auf Zuwendungen von Hauſe ange —

wieſen iſt . Die Bewilligung der Löhnung ganz oder

zum Teil dient alſo zur Beſeitigung geſteigerter Be

dürftigkeit nach vorhergegangener Prüfung , die ſich

in der Regel auf die Angaben und Beglaubigun
gen der Ortsbehörden ſtützt , und kann an und für

ſich kein Grund ſein zur Kürzung oder Entziehung
der Familien - Unterſtützung . Eine ſolche wäre dieſes

Erachtens nur gerechtfertigt in Ausnahmefällen , in

denen nachweisbar über die geſteigerte Bedürftig⸗
keit hinaus zu hohe Löhnungsbeträge bewilligt wor⸗

den ſind .

Von militäriſcher Seite wird geſchrieben : Von

vielen Angehörigen Kriegsgefangener gehen den Er

ſatzTruppenteilen faſt täglich Anträge um Auszah ,
lung der Kriegsgefangenenlöhnung zu , welche von

dieſen nicht erledigt werden können . Es erſcheint

geboten , die Angehörigen dahin aufzuklären , daß
ein unbedingter Anſpruch auf die Bewilligung der

Löhnung Kriegsgefangener nicht beſteht . Bei einem

vorliegenden Bedürfnis kann die Löhnung oder ein

Teil derſelben aber gezahlt werden . Etwaige Ge

ſuche müſſen von dem Bürgermeiſteramt des Auf

enthaltsortes der Geſuchſteller dahin beſcheinigt wer

den , daß der Geſuchſteller bedürftig iſt , und ob die

Löhnung in ganzer Höhe , oder in einem ganz be —

ſtimmt anzugebenden Teil , gezahlt werden ſollte .

Nach erfolgter Beglaubigung iſt das Geſuch an

denjenigen mobilen Truppenteil ( Bataillon uſw . )

im Felde einzuſenden , dem der Kriegsgefangene
zuletzt angehörte ; von dieſem erfolgt dann auch die

weitere Erledigung . Die Einſendung derartiger Ge

ſuche an die Erſatztruppen , welche ohnehin reichlich

mit Arbeit bedacht ſind , verurſacht alſo nur eine

Mehrbelaſtung , gleichzeitig aber auch naturgemäß
eine vermeidbare Verzögerung .

Das Pfandrecht an Vermögensgegenſtänden von

Schuldnern in Ruſſiſch⸗Polen .

Wie verlautet , ſuchen einzelne deutſche Gläubi⸗

ger Forderungen gegen ihre in den okkupierten
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Gebieten Ruſſiſch - Polens anſäſſigen , ruſſiſchen

Schuldner dadurch zur Geltung z bringen , daß ſie

Arreſte erwirken und auf Grund dieſer Arreſte in

Vermögensgegenſtände ihrer Schuldner pfänden laſ⸗

ſen . Durch dieſes Sondervorgehen Einzelner kön⸗

nen die übrigen deutſchen Gläubiger zu Schaden

kommen . Dieſe werden daher dafür ſorgen müſſen ,

daß das Vermögen ihrer Schuldner zur Befriedi⸗

gung der Geſamtheit der Gläubiger herangezogen

wird , und zwar durch Beantragung des Konkurs —

verfahrens , in dem die Pfändungen durch Anfech⸗

tung beſeitigt werden können . Manchem der Schuld⸗
ner ſind von den deutſchen Militärbehörden Güter

beſchlagnahmt worden . Dieſe Beſchlagnahmen ſind

erfolgt und erfolgen natürlich ohne Rückſicht auf

etwa beſtehende Pfandrechte , insbeſondere Pfän⸗

dungspfandrechte an den Gütern . Aber dieſe Pfand⸗

rechte würden doch bei der Feſtſtellung der vom

Deutſchen Reiche für die beſchlagnahmten Güter zu

gewährenden Entſchädigung in erſter Linie zu be —

rückſichtigen ſein . Auch aus dieſem Grund haben da⸗

hor die deutſchen Gläubiger Urſache , auf der Hut

zu ſein und dem Zugriff einzelner Gläubiger recht —

zeitig entgegenzutreten . Letzteres gilt insbeſondere

von denjenigen Gläubigern , die ihre Forderungen

bei der Reichsentſchädigungskommiſſion angemeldet

haben , welche die Aufgabe hat , die Entſchädigung
für im feindlichen Ausland beſchlagnahmte Güter

feſtzuſetzen . Durch dieſe Anmeldung ſchützen ſie ſich

dagegen , daß die Entſchädigung dem Eigentümer
und Schuldner gezahlt wird . Aber ſie ſind nicht

geſchützt gegenüber denjenigen , die zur Zeit der Be⸗
ſchlagnahme ein gültiges , nicht angefochtenes Pfand —

recht beſeſſen haben .

Städteordnung in Ruſſiſch⸗Polen .

Für die unter deutſcher Verwaltung ſtehenden

gebietsteile Ruſſiſch - Polens iſt eine Städteordnun⸗

erlaſſen , welche von allgemeinem Intereſſe iſt . Sie

iſt im Verordnungsblatt der Kaiſerl . deutſchen Zi⸗

vilverwaltung für Polen links der Weichſel Nr . 10

vom 25 . Juni d. J . in deutſcher und polniſcher

Sprache veröffentlicht und unterzeichnet : „ Haupt⸗

quartier Oſt , den 19 . Juni 1915 Der Oberbe⸗

fehlshaber Oſt : von Hindenburg , Generalfeldmar⸗

ſchall . “ Sie umfaßt 33 Paragraphen und iſt auf 1.

Juni 1915 in Kraft getreten . In § 1 ſind die

Städte einzeln verzeichnet , auf die ſie ſich erſtreckt .

Durch Erlaß des Chefs der Zivilverwaltung für

Ruſſiſch⸗ - Polen kann die Städteordnung auch auf

andere Städte und große Landgemeinden ausge

dehnt werden . § 30 regelt die Staatsaufſicht . Dar⸗

nach hat die Aufſichtsbehörde darüber zu wachen ,

daß die Stadtgemeinde ihre geſetzlichen Aufgaben
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erfüllt , die der Selbſtverwaltung gezogenen Gren

zen einhält und die Verwaltungsgeſchäfte ord

nungsgemäß erledigt . Sie iſt zu dieſem Zweck be⸗

fugt , jederzeit die geſamte Geſchäftsführung einzu

ſehen . Abgeſehen von der ſchon in vorgehenden Be

ſtimmungen der Städteordnung vorgeſehenen Mit⸗

wirkung der Aufſichtsbehörde in finanziellen Ange⸗

legenheiten ſowie beim Erlaß von Satzungen und

anderen Verwaltungsakten bedarf insbeſondere der

Genehmigung der Aufſichtsbehörde :

1. Die Veräußerung und Belaſtung von

Grund - und Kapitalvermögen der Stadt ;

. Der Erwerb von Grundvermögen durch2

die Stadt ;

3. Die Uebernahme ſtändiger Verpflichtungen ,

die der Gemeinde geſetzlich nicht obliegen , falls der

Geldwert jährlich mehr als 1000 „ / beträgt ;

4. Die Errichtung und Veränderung von Ge —

meindeanſtalten und Betrieben .

Deutſche Zivilverwaltung in Belgien und belgiſche

Beamtengehälter .

Die Beamten der belgiſchen Finanzverwaltung

haben ſich mit geringen Ausnahmen zur Fortfüh

rung ihrer Geſchäfte bereit erklärt . Die notwen

dige Ueberwachung der belgiſchen Finanzverwal

tung wird außer von den bei der Zentralverwal

tung in Brüſſel tätigen deutſchen Finanzbeamten

für jede belgiſche Provinz von einem deutſchen

Oberbeamten geübt . Es iſt deſſen Aufgabe , die rich

tige und vollſtändige Erhebung der Zölle und Steu

ern und die vorſchriftsmäßige Ablieferung und Ver

rechnung der erhobenen Abgaben ſowie die daraus

zu leiſtenden Ausgaben zu überwachen . Die von

den Zöllen und Steuern zu erwartenden Einnah

men werden gemäß § 48 des Haager Abkommens

zur Deckung der Koſten der Verwaltung des befetz

ten Gebietes zu dienen haben . Die Koſten werden

in der Hauptſache in Beamtengehältern beſtehen ,

die , ſofern die Einnahmen dafür ausreichen , zunächſt

für Oktober und November an die Beamten der Ju

ſtiz - und Finanzverwaltung in voller Höhe , für die

übrigen Verwaltungen , ſoweit ſie nicht wie die des

Heeres und der auswärtigen Angelegenheiten gänz

lich ausſcheiden , vorerſt in Höhe des geſetzlichen

Wartegeldes bezahlt werden ſollen . Die weitere

Behandlung wird von der eingeleiteten Prüfung ab

hängig gemacht , inwieweit die Mitarbeit der belgi

ſchen Beamten der verſchiedenen Reſſorts für

deutſche Zwecke als dienlich anzuerkennen iſt .
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Dem Gedenken vaterländiſcher Helden .

Mancher von denen , die vor kurzem hinausge —
zogen , um auf Frankreichs oder Rußlands Fluren
für Deutſchlands Macht und Ehre zu kämpfen ,
ruht jetzt ſchon fern der Heimat den ewigen Schlaf .

Neben dem berechtigten Stolze über den Hel —
denmut der Gefallenen iſt auch ernſte Trauer in
vielen deutſchen Familien eingezogen . Beſonders
ſchmerzlich iſt es für die Angehörigen , keine Stätte

in der Heimat zu haben , wo ſie des gefallenen Man⸗

nes , Vaters , Sohnes in ſtiller Zurückgezogenheit ge⸗
denken können . Die Gräber auf den Schlachtfeldern
können unmöglich von allen denen , die den fürs Va —
terland Gefallenen eine letzte Ehre erweiſen wol
len , beſucht werden . Deshalb hat ſchon 1870/71 in
manchen deutſchen Orten die Sitte beſtanden , für
die auf dem Schlachtfeld Gefallenen an geweihter
Stätte Gedächtnismäler oder Gedenktafeln .
richten . Jetzt iſt es an der Zeit , dieſe ſchöne Sitte
wieder aufleben zu laſſen . Je nach den örtlichen
Verhältniſſen und der größeren oder kleineren An —
zahl der aus den betreffenden Städten und Orten
vor dem Feinde Gefallenen wird die Ausführung
des Planes verſchieden ſein . Für größere Städte
wird ſich die Errichtung von Gedächtniskapellen in —
mitten der Friedhöfe , oder auch von Hainen empfeh⸗
len . In den Gedächtniskapellen könnter dann
Wandflächen zur Anbringung von Einzeltafeln be⸗
ſtimmt und Alngehörigen gefallener Helden zur An⸗

o von Einzelgedenktafeln überlaſſen werden .
Die Wandflächen müßten Vorrichtungen tragen , die
eine Shn der Tafeln mit Blumen , Krän⸗
zen , Palmen ꝛc. geſtatten . Außerdem könnten in
der Kapelle auch Gedenkſteine zur Aufſtellung ge —
langen . Bei der Anlage von Hainen für die Ge —
fallenen würden einfache Monumente , in der An⸗

0t
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ordnung wie auf Waldfriedhöfen , wohl in erſter
Linie zu empfehlen ſein . Kleinere Gemeinden dürf —
ten wohl auch die Einzeltafeln direkt im Innern
der Kirchen , oder , ſofern ſich dieſe inmitten der
Friedhöfe befinden , an den Außenmauern der Kir⸗
chen , geſtatten . Wenn ſich die Errichtung beſonde —
rer Kapellen und Haine , oder die Anbringung der
Gedächtnistafeln in oder an Kirchen nicht durchfüh —
ren läßt , bleibt auch noch der Weg übrig , auf den
Friedhöfen eine Stelle freizuhalten , wo lediglich
Gedenktafeln deutſcher vor dem Feinde gefallener
Krieger zur Aufſtellung gelangen .

Vielſeitig ſind , wie man ſieht , die Möglichkei
ten , den Lenterbliebenen der im Felde Gefallenen
Gelegenheit zu geken , in weihevoller Stille der ke—
ten Krieger zu gedenken . An den Stadtverwaltun⸗

gen , Gemeindé - und Kirchenver rtretungen liegt es

jetzt , den Weg zu gehen , der ſich nach den jeweiligen
een Verhältniſſen als der gangbarſte erweiſt .

( Bad . Beamtenztg . )

Urlaub in Baden während der Kriegszeit .
Nach Ausbruch des Krieges ſind Urlaube und

Dienſtbefreiungen aufgehoben worden . Zu dieſer
Anordnung hat nach einem Erl laß des Gr . Finanz⸗

miniſteriums die Notwendigteit Anlaß gegeben , die

Dienſtgeſchäfte , ſoweit möglich , mit den nicht zum
Kriegsdienſt einberufenen Beamten in geordneter
Weiſe weiterzuführen , ſodann aber auch die Erwä —

gung , daß in der ernſten
8 in der alle Bevölke —

rungsſchichten ihre volle Kraft dem Vaterland zur

Verfügung ſtellen müſſen , auch die Beamten auf die
in der Gewährung von Urlaub liegende Annehm
lichkeit verzichten müſſen . In anerkennenswerter
Weiſe waren die im Dienſt verbliebenen Beamten

nach Kräften bemüht , die Lücken für ihre ins Feld

gezogenen oder ſonſt im Kriegsdienſt tätigen Be
rufsgenoſſen auszufüllen , und ſie haben auch die

Verſagung des Urlaubs im Bewußtſein ihrer vater
ländiſchen Pflichten gerne hingenommen . In An

ertennung dieſer Opferwilligkeit und mit Rückſicht
auf die lange Dauer des Krieges und zur Erhal

tung der Leiſtungsfähigkeit der Beamten iſt im

Großh . Staatsminiſterium vereinbart worden , daß
die Gewährung von Urlaub im laufenden Jahre
nicht ganz unterbleiben , daß es vielmehr zuläſſig
ſein ſoll , den Beamten uſw . , wo die dienſtlichen
Verhältniſſe es zuläſſig erſcheinen laſſen , in be
ſchränktem Umfange Urlaub zu erteilen . — Sodann
iſt beſtimmt , daß im laufenden Jahre bis zur Hälfte
der ſonſt zuläſſigen Dauer mindeſtens aber 8

Tage Urlaub erteilt werden kann .

Erhöhung der Familienunterſtützungen .
Die Reichsregierung iſt gegenwärtig mit Erwä

gungen über die Erhöhung der Mindeſtſätze der Fa

milienunterſtützungen der im Kriegsdienſt ſtehen
den Wehrpflichtigen beſchäftigt . Bei dieſen Unter —

ſtützungen handelt es ſich um recht beträchtliche
Summen . Im erſten Kriegsjahre ſind bereits nicht

weniger als 796 Millionen Mark für die Familien

aufgewendet worden . Soweit ſich überſehen läßt ,
wird die Summe der Familienunterſtützungen eine
weitere Steigerung erfahren und nunmehr monat

lich etwa 100 Millionen Mart erreichen . Das Ge—

ſetz unterſcheidet zwiſchen Sommer - und Winter —
ſätzen . Die Reichsregierung hat inzwiſchen bereits
die Lieferungsverbände verpflichtet , in dieſem
Sommer die erhöhten Winterſätze zu zahlen . Vor⸗
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ausſichtlich dürfte jetzt eine weitere Erhöhung um

20 bis 25 Prozent des gegenwärtigen Satzes erfol —

gen .

Zur Mobiliſierung der Metalle .

Der Staat hat ſeine Hand auf alle Kupfer⸗ ,

Meſſing - und Nickelvorräte gelegt , hat ſie beſchlag —

nahmt und fordert zur freiwilligen Abgabe gegen

Bezahlung auf . Und um es vorweg zu ſagen —

willig gehorcht das Volt dem Rufe , ſchleppt Kupfer⸗

keſſel , Kannen , Mörſer , Krüge und andere Dinge

herbei , auch hierbei einig , opferwillig in dem Be⸗

ſtreben , der Feinde teufliſchen Plan zunichte zu ma⸗

chen . Vieles aber entgeht dem ſuchenden Blick der

Hausfrau , hält ſich unter trügeriſchem Deckmantel

verborgen und wandert gelegentlich der großen

Aufräumung in Kiſten und Kaſten unter den Tiſch ,

d. h. in den Mülleimer .

Geſammelt und praktiſch verwertet aber bedeu —

ten dieſe vielen Kleinigkeiten Tauſende , nein , viele

Hunderttauſende und Millionen von Kilogramm

wertvollen Metalles , aus denen ebenſoviele notwen⸗

dige Geräte für Kriegszwecke hergeſtellt werden kön⸗

nen . Rechnen wir nur auf jeden Haushalt ein Ki —

logramm , ſo macht das im ganzen deutſchen Reiche

gut 15 Millionen Kilogramm oder 15 000 Tonnen

aus , die unbeachtet in Ecken und Winkeln , auf Bö⸗

den und in Kellern liegen .

Da ſind zunächſt alte Wand⸗ , Wecker - und Ta⸗

ſchenuhren . Ihr Räderwerk beſteht durchweg aus

reinem Meſſing , das Zifferblatt meiſt aus blankem

Kupfer unter weißer Emailleſchicht . Wellen und

Federn aus Stahl werden entfernt , der Reſt ſor —

tiert nach Kupfer und Meſſing . Unbrauchbare Ta —

ſchenfeuerzeuge , alte Fahrradlaternen und Luft —

pumpen beſtehen faſt alle aus vernickeltem Meſſing ,

ebenſo die Gehäuſe der elektriſchen Taſchenlaternen .

Die Schenkel alter Zirkel ergeben 40 bis 55 Gramm

Meſſing , und Orden und Ehrenzeichen , die oft in

doppelten Stücken vorhanden ſind , geben gediegenes

Kupfer , wertvolles Nickel oder andere Kupferlegie —

rungen . Ehemalige Soldaten haben vielfach wahre

Schatzkammern an Gelbmetall . Uniformknöpfe ,

Koppelſchlöſſer , Schnallen , Exerzierpatronen , Pa

tronenhülſen , Helmadler , Regimentsnummern aus

Meſſing , ſogar Granatzünder und tauſend andere

Dinge . Es wird nur des Hinweiſes bedürfen , um

die Herausgabe ſofort zu erreichen . Ebenſo ſteht es

bei den Hauswirten und Hausverwaltern . Was

dort an alten Waſſer - und Gasleitungshähnen , an

Türklinken , Meſſinghaken , ⸗öſen und ⸗ſtangen he —

rumliegt , geht oft in die Hunderte von Pfunden .

So wie das Gold in die Reichsbank , ſo gehört das

andere Gelbmetall jetzt in die Abnahmeſtellen , in

die Schmelzereien , damit es dem Heere reſtlos

dienſtbar gemacht werde , damit unſere Feinde er

neut Achtung vor deutſchem Opfermut , vor deut —

ſcher Treue und Hingabe gewinnen .

Kriegschronik betr .

Der Stadtrat Konſtanz hat beſchloſſen , zum eh—

renden Gedächtnis und um den kommenden Ge —

ſchlechtern möglichſt genaue und zahlenmäßige Un—

terlagen zu bieten , ein goldenes Buch für alle

Kriegsteilnehmer anzulegen . Er ſchreibt in ſeinem

öffentlichen Aufruf :

„ In dieſes Buch ſollen alle diejenigen einge

tragen werden , die

1. zu Kriegsbeginn hier ihren Wohnſitz hatten

und von hier auszogen ,

2. die hier geboren ſind und deren nächſte An —

gehörige hier wohnen , denen Konſtanz ſo —

mit die Heimat im engeren Sinne darſtellt .

Hierzu rechnen auch alle diejenigen , welche während

des Krieges hier am Platze heeresdienſtlich verwen

det waren ( im Garniſondienſt , Grenzwache , See —

wehr uſw . ) oder im Felde dienſtlich bei der Poſt ,

Eiſenbahn oder im ſonſtigen Verkehrsweſen beſchäf

tigt waren .

Da für dieſe Arbeit keine ausreichenden amtli

chen Grundlagen vorhanden ſind , ſind wir auf die

Mithilfe unſerer Mitbürger angewieſen . Wir bit⸗

ten daher jeden Familienvorſtand , oder wo kein

ſolcher vorhanden iſt , ein anderes Familienmitglied

über in Frage kommende Angehörige folgende

Punkte beantworten zu wollen : Name und Vor —

name , Familienſtand , ob verheiratet oder ledig , Ge

burtsort und Geburtszeit , bürgerlicher Beruf ,

wann eingerückt ? eingerückt als . . . , falls gefallen

wann und wo ? , etwaige Kriegsauszeichnung .
Ueber die Kriegsteilnehmer , deren Angehörige

Familienunterſtützung erhalten , beſitzen wir ſchon

einige Angaben . Wir bitten aber die Angehörigen ,

bei der nächſten Abhebung der Kriegsunterſtützung ,

das fehlende uns noch anzugeben . Es iſt deshalb

nötig , daß ſie ſich über obige , für uns wichtige

Punkte genau verläſſigen , um ſo unſere Liſte zu ver⸗

vollſtändigen .

Die entſprechenden Formulare können auf dem

Rathauſe erhoben werden . “

7. Bad . Landgemeindenverband .
Ausſchußſitzung .

Am 30 . Auguſt fand in Offenburg eine voll⸗

zählig beſuchte Ausſchußſitzung ſtatt , in welcher



hauptſächlich durch die dermaligen Zeitverhältniſſe

veranlaßte Angelegenheiten beraten wurden , näm —

lich :

die Sicherung der Volksernährung insbeſon

dere die Rrot - und Mehlfrage ;

2. Die Beſchaffung und Verteilung der Futter —

mittel ;

3. Der gemeinſame Bezug von Nahrungsmitteln

und ſonſtigen Gegenſtänden des täglichen

Verbrauchs ;

l. Die Entſchädigung für Quartierleiſtung ;

5. Die Belohnung der Gemeindebeamten für die

durch den Krieg veranlaßten außerordentli —

chen Dienſtleiſtungen ;

außerdem

6. Stellungnahme zu einem Angriff der in

Deutſchland arbeitenden Privatfeuerverſiche

rungsgeſellſchaften gegen unſern Feuerverſiche⸗

rungsverein „ Badenia “ .

Zu O. ⸗3. 1 lagen Anträge aus verſchiedenen

Bezirken vor , welche in der Hauptſache darauf hin —

aus liefen , daß als Selbſtverſorger auch diejenigen

kleineren Leute behandelt werden möchten , deren

ſelbſt erzeugtes Getreide nicht bis zum 31 . Dezem⸗

ber d. J . ausreiche , da dieſelben an ſelbſt gebackenes

Brot gewöhnt ſeien , welches ſie durch Kartoffeln

ſtrecken könnten , es werde dadurch mehr Befriedi —

gung unter der Bevölkerung hervorgerufen , auch

werde die Luſt zum Anbau von Getreide gehoben ,

wenn die Leute ihr eigenes Getreide vermahlen

und verbacken dürfen , während durch die Wegnahme
desſelben und die Lieferung von häufig nicht ein

wandfreiem Mehl durch Großmühlen und Händler

ſchon viel Unzufriedenheit und Unluſt zu fernerem

Getreideanbau erzeugt worden ſei ; auch legten die

Leute großen Wert darauf , die Kleie von ihrem

eigenen Getreide verfüttern zu können , ſtatt dieſelbe

gegen teures Geld kaufen zu müſſen . Weiter wurde

geltend gemacht , daß mit Beſtimmtheit angenom —

men werden dürfe , daß der Getreidebeſitzer als

Selbſtverſorger ſein Getreide beſſer aufbewahren

und behandeln werde , als wenn er es abliefern

müſſe , auch werde derſelbe weniger in Verſuchung

kommen , Vorräte zu verheimlichen , ſo daß die Zahl
der bis 31 . Dezember Ausreichenden eine größere

werden dürfte .

Uebereinſtimmend kam auch in den uns vorlie

genden Berichten zum Ausdruck , daß ſich kein

Bürgermeiſter ſcheuen dürfe und werde , die ihm

hierdurch entſtehende Mehrarbeit zu leiſten , daß

vielmehr alle bereit ſein werden , jeder Anforde⸗

rung gewiſſenhaft und pflichtgetreu nachzukommen .

Im Verlauf der Distuſſion wurden dieſe

Wünſche und deren Begründung als durchaus be —

rechtigt und zutreffend anerkannt und es wurde feſt

geſtellt , daß in den Bezirken Karlsruhe und Bruch —

ſal die Selbſtverſorgung in der angeregten Weiſe

vorbildlich geregelt ſei , worüber das Ausſchußmit —

glied Herbſt ausführliche Mitteilung machte .

Es wurde deshalb beſchloſſen , der Kürze und

Einfachheit wegen , eine aus drei Mitgliedern be

ſtehende Kommiſſion zum Miniſterium zu entſen

den , um dort vorſtellig zu werden , daß eine Selbſt

verſorgung in der gewünſchten Art allgemein ange —

ordnet werden möchte . Dieſe Kommiſſion , beſtehend

aus den Herren Hambrecht , Herbſt und

Baumert , hat ihren Auftrag inzwiſchen erle

digt und von dem Herrn Reſpizienten den Beſcheid

erhalten , daß eine allgemeine Anordnung ſeitens

des Miniſteriums zwar ſchon aus dem Grunde nicht

gut möglich ſei , weil die Verhältniſſe nicht in allen

Bezirken gleich ſeien und es Bezirke gebe , wo der

Getreideanbau ziemlich belanglos ſei , daß aber

für diejenigen Bezirke ,in welchen eine derartige

Regelung der Selbſtverſorgung bereits ſtattgefun —

den habe , eine Beanſtandung ſeitens des Miniſte

riums nicht erfolgen werde .

Zu 2. Es wurde mit Befremden feſtgeſtellt ,

daß bei der Beſtellung des Aufſichtsrats für die Ge

ſchäftsſtelle der badiſchen Futtervermittelung unſer

Verband keine Vertretung erhalten hat ; auch hier

wegen wurde eine mündliche Vorſtellung bei Gr .

Miniſterium des Innern beſchloſſen , welche den Er —

folg hatte , daß man unſerm Verband ebenfalls einen

Vertreter zugeſtand und uns zum Vorſchlag eines

ſolchen aufforderte .

Zu 3. Die angeregte Frage wegen gemeinſa —

men Bezugs von Nahrungsmitteln und ſonſtigen Ge

genſtänden des täglichen Verbrauchs wurde nach

eingehender Beratung dahin erledigt , daß hier eine

Tätigkeit ſeitens unſeres Verbandes abgeſehen von

ſonſtigen Schwierigkeiten , aus Mangel an den nö —

tigen Arbeitskräften und den erforderlichen Geld

mitteln nicht in Betracht kommen könne , daß es

vielmehr den einzelnen Gemeinden , in welchen ſich

ein derartiges Bedürfnis geltend mache , überlaſſen

werden müſſe , entweder für ſich allein oder im Zu

ſammenſchluß mit benachbarten Gemeinden die ge

eignet ſcheinenden Maßregeln zu ergreifen .

Zu 4. war aus einem ſüdlichen Grenzbezirk
Beſchwerde darüber geführt worden , daß den Ge —

meinden durch die Einquartierung der Grenzſchutz

wachmannſchaften große Opfer auferlegt würden ,

indem es unmöglich ſei , die betr . Mannſchaften um

den vom Reich bezahlten geringen Verpflegungs⸗
ſatz zu verpflegen und daß daher erhebliche Ge⸗
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meindezuſchüſſe geleiſtet werden müßten , welche bei⸗

ſpielsweiſe in der Gemeinde M. innerhalb nicht

ganz 4 Monaten ſchon über 2100 / betragen ; im

Anſchluß daran wurde der Antrag geſtellt , wir möch —

ten auf eine Erhöhung der Verpflegungsſätze hin⸗

wirken und wenn eine ſolche nicht erreichbar ,

Schritte in der Richtung tun , daß ein Ausgleich

dahin ſtattfinden möge , daß die von der Einquar⸗

tierung verſchonten Gemeinden an den Laſten mit

tragen helfen .

Da ähnliche Beſchwerden und Anträge ſchon

wiederholt aus Anlaß der jährlichen Herbſtmanöver

aus verſchiedenen Landesteilen eingegangen , auch

im Landtag ſchon behandelt worden ſind , ſo wurde

beſchloſſen , auch in dieſer Angelegenheit perſönlich

bei Gr . Miniſterium des Innern vorſtellig zu wer⸗

den . Dies iſt inzwiſchen geſchehen und es wurde

uns der Beſcheid , daß das Miniſterium wegen einer

Erhöhung der Verpflegungsſätze bereits an zuſtän —

diger Stelle in Berlin vorſtellig geworden ſei ; hier⸗
nach wird unſererſeits vorerſt nichts weiter geſche —

hen können als abzuwarten , welchen Erfolg dieſe

Bemühungen des Gr . Miniſteriums haben werden .

Zu 4. und 5. können wir uns unter Hinweis

auf die dieſe beiden Punkte behandelnden Beilagen

zu der vorliegenden Nummer kurz faſſen , indem wir

uns auf die Mitteilung beſchränken , daß der Aus⸗

ſchuß die Anſicht vertrat , daß eine einheitliche ſchab⸗
lonenhafte Belohnung der Gemeindebeamten für

ihre außerordentlichen Leiſtungen , wie ſolche in der

Eingabe vom 26 . Juli vorgeſchlagen wurde , nicht
das Richtige wäre , daß vielmehr von Fall zu Fall

entſchieden werden müſſe , weil ja die Verteilung
der gewöhnlichen und der außerordentlichen Ar⸗

beitslaſt auf die einzelnen Gemeindebeamten ſchon

aus dem Grunde eine ganz verſchiedene ſei , weil in

manchen Gemeinden ein oder mehrere Gemeinde —

beamte zum Heeresdienſt eingezogen ſeien , während
in anderen Gemeinden der Verwaltungsapparat
normal und intakt iſt .

Weiter wurde betont , daß die Bürgermeiſter
ohne Zweifel ausnahmslos für die übrigen Ge⸗

meindebeamten eintreten werden , daß aber für ſie

ſelbſt kein Anwalt ihrer Intereſſen da ſein werde ;

aus dieſem Grund ſolle das Gr . Miniſterium des

Innern um eine Weiſung an die Bezirksämter da⸗

hin erſucht werden , daß die Herren Amtsvor —

ſtände für die Bürgermeiſter eintreten und daß je —
denfalls von ſämtlichen Gemeinden eine beſtimmte

Beſchlußfaſſung , ſei es nun in poſitivem oder nega⸗

tivem Sinn verlangt werden ſolle .

Unſer desfallſiger Wunſch wurde dem Gr . Mi⸗

niſterium ebenfalls perſönlich vorgetragen , und

eine wohlwollende Prüfung der Angelegenheit in

Ausficht geſtellt .

Aus dem vorſtehenden Bericht dürften doch

auch die unſerm Verband noch fern ſtehenden Ge⸗

meinden ſich überzeugen , daß derſelbe eine Notwen —

digkeit iſt und die Intereſſen der Gemeinden und

ihrer Beamten mit Entſchiedenheit und Sachkennt⸗

nis vertritt und daß es nicht nur Ehrenſache ſon

dern geradezu unabweisbare Pflicht der bis jetzt

Säumigen iſt , demſelben durch Beitritt und Mit⸗

arbeit zu immer beſſerer Erfüllung ſeiner Aufgaben ,

welche in ſtetem Wachſen ſind , zu helfen .

Portoerhebungen für Feldpoſtſendungen .

In Nachſtehendem bringen wir die Entſchließ —

ung des Kaiſerl . Reichspoſtamts zur Kenntnis der .

Gemeinden , welche dasſelbe auf unſere in der vori

gen Nummer abgedruckte Vorſtellung vom 9. Au

guſt erlaſſen hat :

„ Die Poſtverwaltung hat bereits Ende Sep —

tember v. Is . das Porto für Feldpoſtbriefe im Ge —

wicht von über 50 bis 250 Gramm von 20 auf 10

Pfg . ermäßigt . Sie hat ſpäter außerdem angeordnet ,

daß bei den portopflichtigen Feldpoſtſendungen über

die Ueberſchreitung der vorgeſchriebenen Gewichts

grenze bis zu 10 Prozent des Höchſtgewichts hin

weggeſehen werden darf , ſodaß ſeitdem Briefe nach

dem Feldheer im Gewicht von 50 Gramm bis zu

275 Gramm 10 Pfg . , über 275 Gramm bis zu 550

Gramm 20 Pfg . koſten . Weitere Portoermäßigun

gen können nicht zugeſtanden werden . Dem Antrag
auf portofreie Beförderung ſämtlicher Feldpoſt

briefſendungen mit Liebesgaben bis zum Gewicht

von 500 Gramm läßt ſich daher bei aller Würdi

gung der in Betracht kommenden Verhältniſſe nicht

entſprechen . “

Feuerverſicherung .

nach der letzten Veröffentlichung in

1 305 300 ſ/¼

Stand

Nr . 4

Zugang bis 9. September :

Wittlekofen 7500 „

Mühlbach 1500 „

Linach 1300 „

Dogern 14 600 „

Mimmenhauſen 3 600 „

Kirrlach 5 300 „

Nollingen 10 000 „

Sa . 4349 100 7

8 . Rechnerverband .

Bezirksverein Karlsruhe . ( Verſpätet wegen des

Krieges . ) Am 24 . April d. Is . fand in Karlsruhe

unſere diesjährige Frühjahrs⸗Bezirks⸗
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verſammlung ſtatt , an welcher alle Kollegen
leiner fehlte entſchuldigt ) teilnahmen . Es wurde

hierbei namentlich die Auszahlung der Unterſtützung
an die Ehefrauen und das dabei einzuhaltende Ver⸗
fahren erörtert , wobei manches anregende und be —

lehrende zutage gefördert wurde . Im weiteren

auch darüber geſprochen , welche Entſchä⸗
digung die Gemeinderechner für ihre Mühewaltung
erhalten ſollten ( ſind doch Kollegen in unſerem Ver⸗

ein , die monatlich 9 —10 000 / auszuzahlen ha —
ben ) . Schließlich einigte man ſich dahin , von einer

gemeinſamen direkten Forderung vorläufig abzu —
ſehen und es jedem Kollegen anheim zu ſtellen , ſich
hierwegen an den zuſtändigen Gemeinderat zu
wenden . Es ſoll jedoch bei der verſprochenen Aen —

derung des Fürſorgegeſetzes dieſer Tätigkeit der Ge⸗
meinderechner gedacht werden und beantragt , die
Rechner wie die Ratſchreiber als Pflichtmitglie⸗
der aufzunehmen . Man kann dann mit Recht an⸗
führen , daß die Rechner bei Auszahlung der Quar⸗

tierleiſtungen und der Familienunterſtützungen
ebenſo Staatsdienſte leiſten , wie die Ratſchreiber .
Wir wollen hoffen , daß man an maßgebender Stelle

ſeinerzeit ſich dieſer Einſicht nicht verſchließt . Kg.

wurde

Bezirksverein Wolfach . ( Wegen des Krieges
verſpätet . ) Am 13 . Mai d. J . fand im Gaſthaus
zur „ Krone “ in Bollenbach unſere Ferü hjahrs⸗
verſammlung ſtatt , welche gut beſucht war .
Auch Herr Reviſor Sauer von Wolfach war anwe —
ſend . Vorſtand Schwendemann gab den An⸗
weſenden ein Rundſchreiben des Vorſtandes des
Landesverbandes , Herrn Stadtrechner Kaufmann
in Schopfheim , bekannt , betr . Vergütung der Rech⸗
ner für die erhöhte Arbeitsleiſtung während des

Krieges . Stadtrechner Joos - Schiltach machte die
erfreuliche Mitteilung , daß ihm der Gemeinderat
für die erſte Hälfte der Kriegsdauer eine Vergütung
von 100 % bewilligte . Man beſchloß , vorerſt nicht
mit éinem Geſuch an die Gemeinderäte heranzutre —
ten , vielleicht wirkt das gute Beiſpiel des Gemeinde⸗
rats von Schiltach auch auf die andern Gemeinden .
Unſer Kollege , Stadtrechner Vivell - Wolfach , zur
Zeit im Felde , wurde mit der militäriſchen Karl
Friedrich Verdienſt⸗Medaille ausgezeichnet . Die
nächſte Verſammlung findet in Oberwolfach ſtatt .

10 . Briefkaſten .
Ortskrankenkaſſe K. Anfrage : Iſt Ster⸗

begeld an die Hinterbliebenen Gefallener zu
bezahlen ?

Antwort ! Bei Gewährung von Sterbegeld
an die Hinterbliebenen von Gefallenen ſind zwei
Fälle zu unterſcheiden : nämlich ob freiwillig fort⸗

verſichert nach §S 313 RVO . oder ob Anſpruch erhe⸗
bend auf Grund von §8S 214 RVO .

Wenn der Gefallene ſich fortverſichert hat , iſt
Sterbegeld nach der Entſcheidung des Reichsver⸗
ſicherungsamts vom 1. 2. 15 ( ſiehe Zeitſchrift Orts⸗
krankenkaſſe Nr . 10/15 S . 350/51 ) zu bezahlen , wenn
der Gefallene vor der Kriegsteilnahme in häuslicher
Gemeinſchaft im Sinne von § 203 RVO . gelebt hat .

Hat der Gefallene ſich nicht fortverſichert , ſo
kann nur § 214 RVO . in Frage kommen . Nach
einer Entſcheidung des bad . Landesverſicherungs⸗
amts , welche für uns zunächſt bindend iſt , trifft
§ 214 RVO . für Kriegsteilnehmer nicht zu (alſo
auch kein Sterbegeld in ſolchen Fällen ) . Das
Reichsverſicherungsamt hat allerdings gegenteilig
entſchieden — aber in Baden ſind wir zunächſt an
die Entſcheidung des Landesverſicherungsamts ge⸗
bunden .

Ortskrankenkaſſe B. Anfrage : Beſteht bei
den während des Krieges zu Erntearbeiten beur
laubten Mannſchaften Verſicherungspflicht ?

Antwort : Dieſe Frage hängt von der Aus
legung des § 172 Abſ . 2 RVO . ab . Das ſtellvertre⸗
tende Generalkommando hat hierüber kürzlich be⸗
ſtimmt : „ Die Beurlaubten ſind in der gleichen
Weiſe wie Zivilperſonen der geſetzlichen
Verſicherungspflicht unterworfen . Auch
die Kommentare Hahn S . 190 , Düttman Bd . 2 S.
35, Hoffmann S . 138, die Zeitſchrift „ die Betriebs⸗
krankenkaſſe “ Jahrg . 1914 S . 58 bejahen dieſe
Frage ebenfalls . Es beſteht ſonach Verſicherungs⸗
pflicht in der gleichen Weiſe wie bei Zivilperſonen .

Herrn Betriebskrankenkaſſenrechner B . in A.
Nach einer neueren Entſchließung Gr . Miniſteriums
des Innern haben auch uneheliche Wöchnerinnen
( Mütter unehelicher Kinder ) alſo nicht nur Ehe⸗
frauen , Anſpruch auf Unterſtützung im Sinne der
§8 16 - 19 der Bundesratsverordnung vom 23 . Ap
ril 1915 , ſofern im übrigen die in der Verordnung
bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen .

Der Umſtand , daß der Kriegsdienſt leiſtende
Ehemann einer Wöchnerin vor Beginn ſeiner
Kriegsdienſtleiſtung im aktiven Militärdienſt
( als aktiver Feldwebel ꝛc. ) ſtand , bildet keinen
Grund , der Wöchnerin die Wochenhilfe nach Maß⸗
gabe der Verordnung zu verweigern , ſofern die in
der Verordnung verlangten Vorausſetzungen als
gegeben zu erachten ſind .

Im übrigen verweiſen wir hinſichtlich der
Kriegswochenhilfe auf die ausführlichen Darlegun
gen Seite 71, 85 , 97 und 110/111 ſowie hinſichtlich
der Familienunterſtützung auf S . 90 und folgende
dieſer Zeitſchrift Jahrgang 1915 . Die Verſiche
rungsſachen gelangen in dieſer Zeitſchrift unter
Ziffer 4 „Verſicherungsweſen “ zur Beſprechung .

Hr . F. in B . Die reichsgeſetzlichen Quartier⸗
und Naturalleiſtungs⸗Vorſchriften für die bewaff⸗
nete Macht im Kriege ſind in praktiſcher Form zu —

ſammengeſtellt ( mit Formularen ꝛc. ) von Reviſor C.H. Kirchenbauer in Raſtatt . Die Broſchüre kann
von Hofbuchdrucker K. u. H. Greiſer daſelbſt bezo⸗
gen werden .
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Bad . flmtsrebisorenperein

f*
fim 30, . flugusf ds . Js . starb im dkademischen

Krankenhdaus in Peidelberg , wo er sich einer Bein .

operution unterziehen mußte , unser Kollege und

langjähriges Uereinsmitglied

Oberrevisor fluqust huist dus Buchen

Er erreichte ein filter von nur 54 Jahren . flls

Rebisionsbedmter war er tätig bei den Gr. Bezirks -

ämtern Säckingen , Baden , Breisdach , Bretten , Offen -

burg , üllheim , Schopfhbeim , Deustadt , Schwetzingen

und seit 1906 in Sinsheim . Im Jahre 1914 wurde

ihm das Uerdienstkreuz vom Zähringer Bömen ver -

liehen . haist war ein fleihiger gewissenhafter Beamter

u. im Uerkehr ein gemütlicher liebenswürdiger ensch .

Wir werden dem so früh geschiedenen fimtsge -

nossen ein ftreues findenken bemahren .

Der LVorstand .

— — — —

Badiicher

Amtsrebisorenberein

Weifer beklagen wir den Verlust des Rollegen

Revisor fluqust Dauth
dus Bretten

Derselbe wur seit 1912 im Repisionsdienst tätig

und zwar bei den Gr . Bezirksämtern [llosbach ,
Eberbach und Deusfadt . fim 6. flugust 1914 war

er als Offizierstellvertreter beim Ersdtz - Batdillon

des Infanferie - Regiments170 in Offenburg eingerückt ,

wurde duf dem westlichen Kriegsschauplatze Schwer

berbundet und starb am 20 . ſlldi ds . Js . in Bonn.
Dauth war ein füchtiger Beamter und geschätzter

Kollege und tapferer Soldat .
Wir werden dem so früh geschiedenen flmts -

genossen ein treues Hndenken bewahren

Der Vorſtand .

1

ö

Formulare für dieKriegszeit .
Den verehrl . Gemeinden empfehlen wir nachſt

Beurlaubungsgeſuch für Krieger

c. Geſuch um Reiſepaß .
2.ee auf Gewährung der Wochenhilfe .

Heiratsſchein ( für die Hinterbliebenen gefallener

Krieger zum Geſuch um Bewilligung der geſetzl .

Anzeige ans Bezirksamt über Aenderung der

3 lienverhältniſſe .
5. Geſuch an Landesverſicherungsanſtalt um Hin⸗

terbliebenenhilſe .

Ha. Begleitſchreiben hiezu .

6. Geſuch an Landesverſicherungsanſtalt um Be⸗

willigung einer Hilſe

lienmitglied .

7. Antrag auf Bewilligung von Witwen⸗ und Wai⸗

ſengeldern .
8. Antrag auf Bewilligung von Kriegselterngeld .

9. Antrag auf Bewilligung von Gnadengebührniſſen

. Begleitſchreiben zu 7, 8, 9.

Sterbfallsanzeige über einen Kriegsteilnehmer .

13. VBitte um ein Gedenkblatt ſür Gefallene .

14 . Begleitſchreiben hiezu .

15. Erlaubnisſchein zum Ausmahlen von Getreide .

. Fehlanzeige an die Grenzſchutzſtelle betreffend

Fremdenzuzug .

160 . Auszug aus dem Fremdenbuch für die Grenz⸗

ſchutzſtelle .

365 . Geſuch um Bewilligung von Familienunter⸗

ſtützung ( Muſter 1)

1 Andeee s Landgemeindenverbandes (7) an

ſtraße 19 ;

U

—— 8*
Sendungen ſind zu richten :

a) d

) der Bestellung und des Versands der

für ein erkranktes Fami⸗

ehende Formulare :
365b . Anweiſungsliſte für die bewilligten Unter⸗

ſtützungen , Titel ( Muſter 2)

365b . Anweiſungsliſte für die bewilligten Unter⸗

ſtützungen , Einlagen ( Muſter 2)

365c . Unterſtützungsausweis ( Muſter 3)

365d . Zahlungsliſte für die Unterſtützungen , Titel

( Muſter 4)

365d. Zahlungsliſte für die Unterſtützungen , Ein

lagen ( Muſter 4)

Beſcheinigung über den Empfang der Unter⸗

ſtützung ( Muſter 5)

365 f. Erſuchen an Bezirksamt

( Muſter 6)
365 ff . Entzifferung zu dem Erſuchſchreiben .

Für die Bewirlſchaſtung der Gemtindewaldungen
Holzbedarfsliſte — Hiebsplan — Aufnahme - und Ab⸗

gabeliſte ( Stämme und Abſchnitte ) — Aufnahme - und

Abgabeliſte ( Stangen ) —
Vofrekene

und Abgabeliſte

( Brenn - od . Nutz⸗Schichtholz ) — Aufnahme u. Abgabe

liſte ( Reiſig u. Abfallholz )— Ku ltur⸗⸗Plan⸗Nachweiſung

Spachholz & Ehrath, Bonndorf .

Bülows - Didninos
mit Flügelton - in allen Stil - und Polzarten . Neue
pionos von Mk. 425 . — an . Gebrauchte Pionos ZuMk.

300 . —, 350 . —, 400 . —mit voller Garantie .

Hoker Extra - Rabatt

Franko - Probelendung . — Viele Tauiend Referenzen

Pracht - Katalog frei .

Fr . Siering . Mannheim C7 Nr . 6

365e .

um Erſatzleiſtung

Fur gefälligen Beachtung !

)
des Rechnetverbandes ( 8 ) an deſſen Vorſitzenden —

Vertragsflirma seit 228.

—

—

deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar —

Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände .
H. Kanttanz .Schriftleitung : Qbexreviſor BunuTichuh

—— —
in Bonndorf.

0 Sgchhe U Bo dorf .
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